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KITA-INITIATIVE

Gute und bezahlbare familienergänzende 
Kinderbetreuung für alle
Im März 2022 wurde eine Initiative 
zur familienergänzenden Kinder-
betreuung lanciert. Die Kita-Initia-
tive soll dafür sorgen, dass genü-
gend bezahlbare Kita-Plätze zur 
Verfügung gestellt werden und 
dass die Vereinbarkeit von Beruf 

und Familie gefördert wird. In den 
letzten 19 Jahren wurde bereits 
einiges getan – dies zeigt der kürz-
lich erschienene Bericht des Bun-
desamtes für Sozialversicherungen. 
Sind die geschaffenen Betreuungs-
plätze und deren finanzielle Förde-

rung genug oder braucht es zusätz-
lich die Kita-Initiative?
Die Initiative will sicherstellen, dass die 
familienergänzende Kinderbetreuung für 
alle Familien in der Schweiz zugänglich 
und zahlbar ist. Heute sind sowohl das 
Angebot wie auch die Kosten von Kita-
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INHALT plätzen und weiteren Angeboten der Kin-
derbetreuung (Tagesfamilien, Kinderbe-
treuung an Schulen) stark vom Wohnort 
abhängig. Vor allem in städtischen Gebieten 
wurden Kita-Plätze ausgebaut. Damit haben 
sich Unterschiede bezüglich Kosten und 
verfügbaren Plätzen akzentuiert. Die Ini-
tiative sieht eine flächendeckende Lösung 
vor und will dafür sorgen, dass grundsätz-
lich jedes Kind in der Schweiz Anspruch 
auf einen Kita-Platz oder ein vergleichbares 
Betreuungsangebot hat. Dies, sofern die 
Eltern ihre Kinder familienergänzend be-
treuen lassen wollen. Zusätzlich will die 
Initiative die Arbeitsbedingungen der Be-
treuungsfachpersonen verbessern.

Kantone und Gemeinden haben in den 
letzten Jahren unterschiedliche Modelle für 
die familienergänzende Kinderbetreuung 
entwickelt. Die Initiative schlägt deshalb 
kein fixes Modell vor, sondern verpflichtet 
die Kantone, für ein ausreichendes, bezahl-
bares, bedarfsgerechtes Angebot von guter 
Qualität zu sorgen. Es steht ihnen frei, ob 
sie zum Beispiel nur Kitas ausbauen wollen 
oder auch auf Angebote von Tagesfamilien-
organisationen setzen.
Die Initiative will in der Verfassung den 
Grundsatz verankern, dass jedes Kind einen 
Anspruch auf familienergänzende Kinder-

betreuung hat, sofern die Eltern dieses An-
gebot in Anspruch nehmen wollen. Die 
Kantone werden verpflichtet, dieses An-
gebot zu schaffen (Art. 1). Um sicherzu- 
stellen, dass der nötige Ausbau nicht von 
den Finanzen der Wohngemeinde oder des 
Wohnkantons abhängt, übernimmt der 
Bund zwei Drittel der Kosten (Art. 4). Falls 
die Kantone fünf Jahre nach Annahme der 
Initiative das Angebot nicht geschaffen ha-
ben, verpflichtet sie der Bund dazu (Art. 
5). Er erlässt in diesem Fall Mindestricht-
linien zur Qualität der Betreuung, den 
Arbeitsbedingungen und weiteren Anfor-
derungen (Art. 2, 3 und 5). Die Initiative 
sieht vor, dass die Kantone Beiträge von 
den Eltern verlangen können, das aber 
nicht müssen. Die Elternbeiträge dürfen in 
keinem Fall mehr als zehn Prozent des 
Einkommens übersteigen. So wird die fa-
milienergänzende Kinderbetreuung für alle 
erschwinglich (Art. 5).

Schaffung neuer Betreuungsplätze
In den letzten 19 Jahren wurden gesamthaft 
62 623 Betreuungsplätze geschaffen, 37 119 
in Kindertagesstätten und 25 504 in Ein-
richtungen für die schulergänzende Be-
treuung. Insgesamt wurden 396,9 Millionen 
Franken an Finanzhilfen ausbezahlt.
Auffallend ist, dass fast die Hälfte aller 

Eidgenössische Volksinitiative
«Für eine gute und bezahlbare familienergänzende Kinderbetreuung für alle (Kita-Initiative)»

Die Bundesverfassung1 wird wie folgt geändert:

Art. 116a Familienergänzende Betreuung von Kindern

1 Die Kantone sorgen für ein ausreichendes und bedarfsgerechtes Angebot für die institutionelle
familienergänzende Betreuung von Kindern.

2 Das Angebot steht allen Kindern ab dem Alter von drei Monaten bis zum Ende des Grundschul-
unterrichts offen. Es muss dem Kindeswohl und der Vereinbarkeit von Familie und Beruf dienen und
den Bedürfnissen der Eltern entsprechend ausgestaltet sein.

3 Die Betreuungspersonen müssen über die notwendige Ausbildung verfügen und entsprechend ent-
löhnt werden. Ihre Arbeitsbedingungen müssen eine qualitativ gute Betreuung ermöglichen.

4 Der Bund trägt zwei Drittel der Kosten. Die Kantone können vorsehen, dass die Eltern sich gemäss
ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ebenfalls an den Kosten beteiligen. Insgesamt darf die
Beteiligung der Eltern zehn Prozent ihres Einkommens nicht übersteigen.

5 Der Bund kann Grundsätze festlegen.

Art. 197 Ziff. 132

13. Übergangsbestimmung zu Art. 116a (Familienergänzende Betreuung von Kindern)

Die Ausführungsbestimmungen zu Artikel 116a treten spätestens fünf Jahre nach dessen Annahme
durch Volk und Stände in Kraft.

1 SR 101

2 Die endgültige Ziffer dieser Übergangsbestimmung wird nach der Volksabstimmung von der Bundeskanzlei festgelegt.

INITIATIVTEXTInitiativtext
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Kindertagesstätten angaben, dass sie nicht 
alle Anmeldungen berücksichtigen können, 
obschon sie nicht zu 100% ausgelastet sind. 
Insbesondere hängt dies mit den fehlenden 
Plätzen für Babys und den «falschen» Be-
treuungszeiten zusammen.

Die Auswertung hat ergeben, dass bei neu 
geschaffenen Kindertagesstätten rund 80% 
aller Plätze belegt sind. Bei der schulergän-
zenden Betreuung liegt die Auslastung bei 
76 bzw. 81%.

Kindertagesstätten
In Kindertagesstätten werden hauptsäch-
lich Kinder im Alter von zwei bis vier Jah-
ren (58%) und jünger (34%) betreut. Dabei 
besuchen 35% der Kinder die Kita an zwei 
Tagen pro Woche, 22% an drei Tagen und 
21% an einem Tag pro Woche. 71% der 
Kinder werden den ganzen Tag und 27% 
den halben Tag betreut. Selten (2%) ist 
hingegen die stundenweise Betreuung.

Nach wie vor fällt auf, dass Auszubildende 
und Praktikantinnen/Praktikanten einen 
hohen Anteil ausmachen, das sind rund ein 
Drittel des gesamten Personals. 43% aller 
angestellten Personen verfügen (noch) über 
keine fachmännische Ausbildung. 63% der 
Kindertagesstätten wenden einkommens-
abhängige Tarife an, für 56% der dort be-
treuten Kinder wurde ein reduzierter Tarif 
gewährt.

Einrichtungen für die schulergänzende 
Betreuung
In Einrichtungen für die schulergänzende 
Betreuung werden vorwiegend Kinder zwi-
schen sieben und zehn Jahren betreut, ihr 

Anteil beträgt knapp 50%. 31% der Kinder 
sind jünger als sieben Jahre und 18% sind 
11 – 13 Jahre alt. Lediglich 3% sind ältere 
Kinder zwischen 14 und 16 Jahren.

Einen Tag pro Woche werden 29% der Kin-
der betreut, 27% an zwei Tagen und 18% 
an drei Tagen pro Woche.
Auch hier haben 43% der angestellten Per-
sonen (noch) keine Fachausbildung vorzu-
weisen.

Einkommensabhängige Tarife werden von 
77% der Einrichtungen angewandt, dabei 
wurde für 64% der dort betreuten Kinder 
ein reduzierter Tarif gewährt.

Ausgaben für familienergänzende 
Kinderbetreuung
Für Familien ist die Fremdbetreuung mit 
Kosten verbunden. Diese variieren je nach 
Alter, Betreuungstagen und Anzahl der Kin-
der, die betreut werden sollen.

Durchschnittlich belaufen sich die Kosten 
für Kindertagestätten und die schulergän-
zende Kinderbetreuung auf 536 Franken 
pro Monat und Haushalt.

Es zeigt sich, dass die Höhe dieser Aus-
gaben stark mit dem verfügbaren Einkom-
men zusammenhängt. Im Durchschnitt ge-
ben Familien des untersten Einkommens-
drittels mit mindestens einem Kind unter 
vier Jahren 443 Franken pro Haushalt für 
die familienergänzende Kinderbetreuung 
aus. Die Ausgaben für Familien des obers-
ten Einkommensdrittels belaufen sich auf 
1454 Franken pro Monat und Haushalt.

Gemessen am Bruttoeinkommen beträgt 
der Anteil der Ausgaben für die familien-
ergänzende Kinderbetreuung 5.4% für Fa-
milien des untersten Einkommensdrittels, 
6.5% des mittleren Drittels und im obersten 
Drittel 6.9%. 

Kosten pro Kind
Für die Betreuung in Kindertagesstätten 
oder in schulergänzenden Betreuungsein-

richtungen bezahlen Haushalte pro Kind 
unter 13 Jahren durchschnittlich rund 
465 Franken pro Monat.

Braucht es die Kita-Initiative?
Die nachfolgenden Ausführungen spiegeln 
nur meine eigene Erfahrung und Ansicht 
wider:

Als Kind einer alleinerziehenden Mutter, 
ohne Verwandte, die sie hätten unterstützen 
können, habe ich selbst Zeit bei Tagesmüt-
tern und im Hort verbracht. Nicht immer 
war die Betreuung optimal. In meinem Fall 
gab es beispielsweise Tagesmütter, die 
nicht für die Betreuung von Kindern ge-
eignet waren und es mutmasslich nur des 
Geldes wegen machten. Auch im Hort gab 
es Zeiten, an denen die Hortleiter/-innen 
überfordert zu sein schienen und zu wenig 
Zeit für die Kinder hatten – kein Wunder, 
wir waren auch teilweise sehr viele Kinder, 
die betreut werden mussten.

Ich möchte diese Zeit allerdings nicht mis-
sen, habe ich doch gelernt, was es heisst, 
Verantwortung für sich und andere zu über-
nehmen. Ich hatte eine schöne Zeit mit all 
den «Gspändli», die ich kennen lernen durf-
te. Wir – Kinder aus jeglicher Herkunft, sei 
es kultureller oder finanzieller Natur – ha-
ben gelernt, zu teilen und für einander da 
zu sein.

Was es meiner Meinung nach braucht, sind 
genügende Betreuungsplätze und gut aus-
gebildetes Personal, das entsprechend ent-
löhnt wird. Viele Familien, insbesondere 
auch alleinerziehende Mütter und Väter, 
sind darauf angewiesen, dass sie ihre Kin-
der an einen Ort bringen können, bei dem 
sie wissen, dass ihre Kinder gut aufgehoben 
sind. Vor allem müssen diese Plätze auch 
bezahlbar sein. Es ist sicherlich kontrapro-
duktiv, wenn ein Grossteil des erzielten 
Einkommens für die Kinderbetreuung aus-
gegeben werden muss. So gibt es bestimmt 
Elternteile, die auf eine Arbeitstätigkeit ver-
zichten. Das ist meiner Ansicht nach sehr 
schade und schlecht für den Schweizer 
Arbeitsmarkt, gerade wenn man den Fach-
kräftemangel in vielen Branchen betrachtet.

Deshalb unterstütze ich die Kita-Initiative.

Was denken Sie, braucht es die Kita-Initia-
tive, oder wäre eine andere Lösung besser 
geeignet? Lassen Sie es uns wissen!

Gabriela Sollberger 
ZV Redaktorin

Öffentliches Personal Schweiz
Oberstadtstrasse 7
5400 Baden
oder an: gabriela.sollberger@oeffentlichespersonal.ch
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FREISTELLUNG – ANSPRUCH 
AUF BESCHÄFTIGUNG?!
Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich 
PB.2010.00013 vom 22. September 2010 

In einem bereits im Jahr 2010 gefällten, jedoch erst viel später 
publizierten Urteil setzte sich das Verwaltungsgericht des Kantons Zürich 
mit der Frage nach der Rechtmässigkeit einer Freistellung auseinander. 
Der Beschwerdeführer vertrat die Auffassung, die erfolgte Freistellung 
habe sein Persönlichkeitsrecht verletzt und sei somit widerrechtlich erfolgt. 
Demgegenüber erachtete die Arbeitgeberin die erfolgte Freistellung im 
Interesse des Arbeitsklimas, welches aufgrund nicht bestätigter Mobbing- 
Vorwürfe durch den Beschwerdeführenden gelitten habe, als angemessen.

MLaw Lea Sturm 
Rechtsanwältin

RECHT

Sachverhalt
A. war mehrere Jahre am Universitätsspital 
angestellt, zuletzt als Oberarzt. Nachdem 
A. seinem Vorgesetzten Mobbing vorwarf, 
wurde seine Einstellung im Amt verfügt 
(Anmerkung: Unter Einstellung im Amt 
wird der Verzicht auf die Arbeitsleistung 
ohne Kündigung verstanden), befristet bis 
zum Ende der Administrativuntersuchung. 
A. kündigte das Arbeitsverhältnis. Kurz 
darauf – nachdem der Schlussbericht der 
Mobbing-Untersuchung vorlag – wurde 
seine Freistellung (Anmerkung: Unter Frei-
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stellung wird der Verzicht auf die Arbeits-
leistung während der Kündigungsfrist 
unter Lohnfortzahlung verstanden) ver-
fügt. Dagegen rekurrierte A. beim zustän-
digen Spitalrat und beantragte in der 
Hauptsache, es sei festzustellen, dass die 
Verfügung widerrechtlich und ihm eine 
Entschädigung in der Höhe von vier Mo-
natslöhnen auszurichten sei. Der Spitalrat 
wies den Rekurs ab, soweit er darauf ein-
trat. Dagegen erhob A. Beschwerde beim 
Verwaltungsgericht.

Entscheid
Das Verwaltungsgericht wies zunächst 
darauf hin, dass das Bundesgericht auf Be-
schwerden gegen Freistellungen oder vor-
läufige Dienstenthebungen unter Lohnfort-
zahlung grundsätzlich nicht eintrete. Dies 
mit der Begründung, dass kein effektiver 
Anspruch auf Beschäftigung bestehe und 
solche Massnahmen für den betreffenden 
Arbeitnehmer oder die betreffende Arbeit-
nehmerin keine Nachteile zur Folge hätten. 
Demgegenüber gehe das Verwaltungsge-
richt davon aus, dass eine Einstellung im 
Amt oder eine Freistellung trotz Lohnfort-
zahlung in die Rechte der Betroffenen ein-
greifen könne: Dies treffe jedenfalls dann 
zu, wenn die Einstellung im Amt oder die 
Freistellung – wie im vorliegenden Fall – 
eine Persönlichkeitsverletzung darstellen 
könne. Diesfalls bestehe ein schutzwürdi-
ges Interesse der betroffenen Person an 
der Klärung der Frage, ob die Einstellung 
im Amt oder die Freistellung rechtmässig 
war oder nicht.

Für die Beurteilung der Rechtswidrigkeit 
der erfolgten Freistellung stellte das Ver-
waltungsgericht im Weiteren fest, dass eine 
solche grundsätzlich zulässig ist, sofern sie 
im öffentlichen Interesse bzw. im Interesse 
des Freistellenden liege und verhältnismäs-
sig sei. Indes könne nicht an der früher 
herrschenden Lehre festgehalten werden, 
welche das Recht auf (Weiter-)Beschäfti-
gung (allein) von bestimmten Berufskate-
gorien abhängig machte. Vielmehr könne 
eine Arbeitsbefreiung grundsätzlich für 
jeden Arbeitnehmenden kränkend sein und 
eine Persönlichkeitsverletzung darstellen, 
zumal Arbeit nicht mehr als blosser Brot-
erwerb, sondern (auch) als Verwirklichung 
der Persönlichkeit gelte. Ob sich daraus im 
Einzelfall ein Anspruch auf Beschäftigung 
ergebe, müsse anhand einer Interessen-
abwägung ermittelt werden.

Im konkreten Fall ermittelte das Verwal-
tungsgericht zunächst die Interessen des 
freigestellten Oberarztes. Dabei stellte das 
Gericht fest, dass A. primär in der For-
schung tätig war und durch die Freistellung 
in seiner Persönlichkeit, in seiner For-
schungs- und Wissenschaftsfreiheit und in 
seinen Urheberrechten verletzt wurde. Das 
Interesse von A., welches in der Verhinde-
rung dieser Verletzungen liege, sei letztlich 
höher zu gewichten als das Interesse der 
Arbeitgeberin, welches die Freistellung in 
erster Linie damit begründete, dass die sich 
als unbegründet erwiesenen Mobbing-Vor-
würfe das Vertrauensverhältnis zerstört 
hätten und das Arbeitsklima durch das 
Fernhalten von A. beruhigt werden könne. 

Folglich erachtete das Gericht die Freistel-
lung in diesem konkreten Fall als unge-
rechtfertigt und sprach A. eine Entschädi-
gung in der Höhe eines Monatslohns zu.

Anmerkungen
Während die herrschende Lehre früher nur 
solchen Berufsgruppen ein Beschäftigungs-
anspruch zusprach, deren wirtschaftliches 
Fortkommen bei Nichtbeschäftigung be-
einträchtigt wurde (namentlich bei Berufs-
sportlern und Künstlern), spricht die über-
wiegende Lehrmeinung heute allen Arbeit-
nehmenden ein Recht auf Beschäftigung 
zu. Dies gründet auf der Erkenntnis, dass 
grundsätzlich jede Arbeit die Möglichkeit 
nach Persönlichkeitsentfaltung in sich birgt 
und eine Freistellung (oder Einstellung im 
Amt) grundsätzlich für jeden Arbeitneh-
menden kränkend und sogar persönlich-
keitsverletzend sein kann. Dass das Ver-
waltungsgericht des Kantons Zürich dieser 
Auffassung folgt und den Betroffenen bei 
einer etwaigen Persönlichkeitsverletzung 
durch zwangsweisen Arbeitsentzug ein 
schutzwürdiges Interesse für deren Über-
prüfung zuerkennt, ist zu begrüssen. Zumal 
die Frage, ob eine Einstellung im Amt oder 
eine Freistellung gerechtfertigt ist, letztlich 
nur aufgrund einer umfassenden Interes-
senabwägung im jeweiligen Einzelfall er-
mittelt werden kann. Bislang konnte sich 
die Auffassung des Verwaltungsgerichts des 
Kantons Zürich jedoch weder in den ande-
ren Kantonen flächendeckend noch beim 
Bundesgericht durchsetzen.

MLaw Lea Sturm



6 ZV INFO MAI 2022SOZIALER KITT

LIEBER MENSCHEN ALS 
AVATARE 

Gute Freunde werden sich ähnlicher und Familien bleiben 
oft ein Leben lang verbunden. Verschiedene Faktoren sorgen 
dafür, dass unsere Beziehungschemie stimmt – gemeinsame 
Werte gehören genauso dazu wie soziale Nähe und ein starker 
Wohlfahrtsstaat.

Mit unseren Beziehungen verhält es sich 
ähnlich wie mit der Chemie: Wie Atome 
können wir mit anderen Menschen mehr 
oder weniger stabile Verbindungen ein-
gehen. Die einen existieren nur ganz kurz 
oder kommen gar nicht zustande – andere 
halten dafür ein Leben lang. Wir ziehen uns 
an – weil eben die Chemie stimmt. Oder 
wir stossen uns ab. Johann Wolfgang Goe-
the hat dieser Beziehungschemie weiland 
einen ganzen Roman gewidmet: In den 
«Wahlverwandtschaften» beschreibt er das 
Leben von Menschen, die sich voneinander 
lösen und sich wieder neu zusammen-
schliessen. Der Begriff stammte aus der 
chemischen Theorie seiner Zeit, dem 
18. und 19. Jahrhundert, und meinte das 
Bestreben bestimmter chemischer Stoffe, 
miteinander zur reagieren und damit Ver-
bindungen einzugehen.

Die Pandemie hat in den letzten zwei Jah-
ren nun eine erhebliche Dynamik in diese 
Beziehungschemie gebracht. Die Diskus-
sionen um Corona-Massnahmen haben 
soziale Beziehungen belastet – aus Anzie-
hung wurde Abstossung. Am Streit um die 
Impffrage hätten Freundschaften und Fa-
milien gelitten, sagte Andreas M. Krafft von 
der Universität St. Gallen kürzlich in einem 
Medienbericht. Krafft ist Autor des Hoff-
nungsbarometers 2022, einer Studie, die 

auf der Basis einer breiten Um-
frage die Stimmung im Land 
erhebt. Für das letzte Jahr kon-
statiert das Barometer, die ge-
genseitige Unterstützung und 
der soziale Zusammenhalt in 

der Schweiz seien im Vergleich zum Vorjahr 
schwächer geworden. «Die Impffrage hat 
in der Pandemie ein Spaltungsnarrativ ge-
nährt», sagt Entwicklungspsychologe Moritz 
Daum von der UZH, «deshalb ist es wichtig, 
nicht nur danach zu fragen, was uns trennt, 
sondern auch und vor allem, was uns ver-
bindet.»

Wir brauchen Nähe
Was ist es, das Freunde und Familienmit-
glieder zusammenhält? Wie funktioniert die 
Chemie, die uns verbindet oder Verbindun-
gen auflöst? Nach Bindung zu streben und 
verlässliche emotionale Beziehungen auf-
zubauen, gehört zur Condition humaine. 
«Diese Bindungsfähigkeit ist für uns Men-
schen essenziell», sagt der Neuropsycho-
loge Lutz Jäncke, «und sie ist genetisch 
unabhängig, das heisst, wir können mit 
x-beliebigen Menschen soziale Bande 
knüpfen.» Das beginnt schon ganz früh: 
Kleinkinder brauchen zwar verlässliche 
Vertrauenspersonen, um gute Beziehungen 
aufzubauen, das müssen aber nicht unbe-
dingt die leiblichen Eltern sein. Das sei, 
denke man an Rassismus und Fremden-
feindlichkeit, eine gute Botschaft, findet 
Jäncke, der sich unter anderem in seinem 
neuen Buch «Von der Steinzeit ins Internet. 
Der analoge Mensch im digitalen Zeitalter» 
mit dem Thema befasst hat, denn es be-

deutet, dass wir auch mit Fremden ver-
trauensvolle und positive Beziehungen 
eingehen und sie so zu Freunden machen 
können.
Dazu braucht es allerdings soziale Nähe. 
Bindung entsteht im direkten physischen 
Kontakt mit Menschen, sagt der Neuro-
psychologe. Wenn wir jemanden kennen 
lernen, versuchen wir, diese Person zu 
interpretieren und unter anderem ihre Mi-
mik, ihre Gestik und ihre Stimme zu lesen. 
«Evolutionsbiologisch sind wir auf diesen 
Kommunikationsablauf hoch spezialisiert», 
sagt Jäncke. Wir versuchen, die Gedanken-
gänge und Emotionen unseres Gegenübers 
zu verstehen, um uns optimal auf dieses 
einzustellen. Das verbinde und hemme Ag-
gressionen, sagt der Forscher. In der heu-
tigen Online-Kommunikation findet der 
direkte Kontakt allerdings immer weniger 
statt. Das sei problematisch, sagt Lutz Jän-
cke. «Wir werden füreinander immer mehr 
zu anonymen Avataren – zu Wesen ohne 
Fleisch und Blut; deshalb geben Menschen 
etwa in den sozialen Medien ihren Aggres-
sionen immer wieder hemmungslos freien 
Lauf.» Für den sozialen Zusammenhalt ist 
das nicht förderlich. «Für den Aufbau von 
Vertrauen brauchen wir echte Menschen 
und keine Avatare», schliesst Jäncke.

Verbindende Ähnlichkeit
Mit Freunden und Familienmitgliedern 
unterhalten wir oft solche nahen und ver-
trauensvollen Beziehungen. Mit ihnen 
schalten wir uns zuweilen buchstäblich 
gleich, wie ein Blick in unser Oberstübchen 
zeigt. Denn die psychologische Forschung 

Prof. Moritz Daum, daum@psychologie.uzh.ch
Prof. Lutz Jäncke, l.jaencke@psychologie.uzh.ch
Prof. Marc Szydlik, szydlik@soziologie.uzh.ch
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SOZIALER KITT

hat nachgewiesen, dass sich unsere Ge-
hirne im direkten Kontakt mit den Gehir-
nen von Menschen, die uns nahestehen 
und mit denen wir kooperieren, synchro-
nisieren. So konnte in Experimenten mit 
Müttern und Kindern gezeigt werden, dass 
sich die neuronalen Aktivitätsmuster in 
ihrem Kopf anglichen, wenn sie sich ein-
ander zuneigten, um gemeinsam ein Tan-
gram-Puzzle zu lösen. Die beiden Gehirne 
bringen sich gewissermassen in Einklang – 
die Psychologie nennt das «neuronale Syn-
chronizität».

Mit Familienmitgliedern und vor allem mit 
guten Freunden teilen wir oft auch ähnliche 
Interessen, Werthaltungen und einen ähn-
lichen Geschmack. Ähnlichkeiten sind ein 
wichtiger sozialer Kitt, der Menschen ganz 
allgemein verbindet, sagt Moritz Daum. Da 
sind sie also wieder, die Wahlverwandt-
schaften, die eben nicht nur Atome, son-
dern auch menschliche Individuen gegen-
seitig anziehen. Wie stark Ähnlichkeiten 
Menschen verbinden können, macht eine 
Arbeit von Brett Laursen mit dem Titel «Ma-
king and Keeping Friends» deutlich. Der 
US-Psychologe beschreibt dort, dass sich 
gute Freunde gegenseitig beeinflussen und 
sich im Lauf der Zeit mehr und mehr an-
gleichen. Und sie versuchen, Veränderun-
gen zu vermeiden, die zu Unähnlichkeiten 
führen und so die Freundschaft bedrohen 
könnten.

Allein, das scheint nicht immer zu gelingen, 
wie die Berichte über aufgekündigte 
Freundschaften und verkrachte Familien 
im Zusammenhang mit Corona deutlich- 
machen. «In der lange währenden Pande-
mie haben sich die Fronten verhärtet», sagt 
Moritz Daum, «in solchen Momenten geht 
oft vergessen, welche Werte man über die 
unüberbrückbaren Differenzen zu be-
stimmten Themen hinaus teilt – das ist 
meist viel mehr als der Punkt, in dem man 
uneins ist.» Diese Gemeinsamkeiten – etwa 
der Glaube an die Demokratie – sind das 
soziale Fundament, um miteinander ver-
bunden zu bleiben – Krisen und Konflikten 
zum Trotz.

Ein Leben lang zusammen
Auf einem soliden sozialen Fundament ste-
hen auch viele Schweizer Familien. Die 
Chemie scheint vielfach zu stimmen. «Der 
Zusammenhalt ist sehr gross», sagt Marc 
Szydlik. Der Soziologe erforscht die Soli-

darität und die Konflikte von Familien. «Die 
meisten erwachsenen Kinder und Eltern 
bleiben ein Leben lang miteinander ver-
bunden – auch wenn sie schon lange nicht 
mehr zusammenwohnen.» So unterhalten 
hierzulande viele junge Menschen Mitte 
zwanzig eine enge emotionale Beziehung 
zu ihren Eltern, wie Szydliks ehemalige 
Mitarbeiterin Ariane Bertogg in einer Studie 
festgestellt hat.

Das emotionale Band, das zwischen Eltern 
und Kindern zu Beginn des Familienlebens 
geknüpft wird, ist ein wichtiger Faktor für 
den langfristigen familiären Zusammenhalt. 
Familien, denen es gelungen ist, positive 
und vertrauensvolle Beziehungen zueinan-
der aufzubauen, werden davon in der Regel 
langfristig profitieren können. Die Famili-
enmitglieder unterstützen sich gegenseitig 
und sind füreinander da, wenn jemand Hil-
fe braucht, auch wenn es zwischendurch 
Differenzen und Uneinigkeiten gibt. Oft 
sind es die Eltern, die ihren Töchtern und 
Söhnen bis weit ins Erwachsenenalter hi-
nein mit Wohnraum und Geld unter die 
Arme greifen – und sie nach dem Tod mit 
Erbschaften bedenken. Werden die Eltern 
älter, sind es umgekehrt häufig erwachsene 
Kinder, die sie tatkräftig unterstützen. Zu-
nächst etwa im Haushalt, beim Einkaufen 
oder bei Computerfragen, später dann auch 
beim Aufstehen, Anziehen und bei der Kör-
perpflege oder beim Organisieren von Pfle-
ge und Wohnen im Alter.

Besonders enge Bindungen zeigen sich 
zeitlebens zwischen den Frauen in der 
Familie. Sie gelten in der sozialwissen-
schaftlichen Forschung als Kinkeeper, die 
Familienangehörige zusammenhalten. «Die 

engere Beziehung zwischen Töchtern und 
ihren Müttern zeigt sich im Erwachsenen-
alter, auch wenn die Generationen nicht 
mehr zusammenleben», sagt Marc Szydlik. 
Die Rolle der Frauen als Kinkeeper scheint 
eine Konstante zu sein. Sie ist in Familien 
in ganz Europa und darüber hinaus zu be-
obachten. Daneben gibt es viele andere 
Faktoren, die beeinflussen, wie eng oder 
wie lose die familiären Bande sind – bei-
spielweise die finanziellen Verhältnisse, 
Geschenke, Zahlungen und Erbschaften, 
die Wohnentfernung, Gesundheit und 
Scheidung, unterschiedliche gesellschaft-
liche Normen und die Rolle des Staates. 
Diese Faktoren unterscheiden sich in 
Europa zum Teil erheblich – mit grossen 
Auswirkungen auf den familiären Zusam-
menhalt, wie Marc Szydlik in seiner gross-
angelegten Studie «Sharing Lives» 2016 
festgestellt hat.

Erwachsene Kinder entlasten
Geht es um den familiären Kitt, spielt der 
Wohlfahrtsstaat eine wichtige Rolle. Er ist 
dafür massgebend, ob genügend öffentli-
che Hilfe- und Pflegeeinrichtungen existie-
ren, die sich der Eltern annehmen, wenn 
sie bedürftig werden, und so die erwach-
senen Kinder entlasten – oder eben nicht. 
In den Wohlfahrtsstaaten des europäischen 
Nordens sind solche Betreuungseinrichtun-
gen relativ üblich. «Das entlastet die Fami-
lienangehörigen», sagt Marc Szydlik, «führt 
aber dennoch nicht dazu, dass die Nach-
kommen nicht mehr für ihre alten Eltern 
da sind.» Im Gegenteil, sie haben dadurch 
mehr Zeit und Energie, im Haushalt zu 
helfen und administrative Aufgaben zu er-
ledigen.
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Anders sieht die Situation im europäischen 
Süden aus, wo «la famiglia» in der Gesell-
schaft einen hohen Stellenwert geniesst, 
die Betreuung von alten Menschen aber 
weniger gut organisiert ist als etwa in den 
skandinavischen Ländern. Hier kommt es 
öfter vor, dass die alten Eltern vor allem 
von den Töchtern gepflegt werden. In die-
sem Nord-Süd-Gefälle liegt die Schweiz 
nicht nur geografisch in der Mitte. «Die 
staatliche Entlastung und Unterstützung 

der Familien ist nicht so gross wie im Nor-
den», sagt Marc Szydlik, «aber deutlich hö-
her als im Süden.» Und der familiäre Zu-
sammenhalt ist, wie gesagt, hierzulande 
häufig nachhaltig und eng. Die Erfahrung 
dieser generationenübergreifenden Solida-
rität, die in vielen Schweizer Familien ge-
lebt wird, hat Auswirkungen auf die ganze 
Gesellschaft. «Sie hat Folgen für die sozia-
le Ungleichheit und spiegelt sich wohl auch 
in der Akzeptanz des Generationenvertrags 

in den Sozialversicherungen», sagt Sozio-
loge Marc Szydlik – der unausgesproche-
nen gesellschaftlichen Übereinkunft also, 
dass die Jüngeren mit ihren AHV-Beiträgen 
die Altersrenten der Elterngeneration si-
chern. Auf diese gelebte Solidarität, aber 
auch auf den sozialen Nahkontakt und auf 
die vielen gemeinsamen Werte, die wir mit-
einander teilen, können wir uns besinnen, 
wenn die Chemie untereinander einmal 
nicht stimmt.

OHNE DIE ANDEREN SIND 
WIR NICHTS

Menschen und Affen sind soziale Wesen und als solche 
aufeinander angewiesen. Die gegenseitige Abhängigkeit 
sorgt für den Zusammenhalt. Gelegentlich kracht es 
trotzdem.

Diese Geschichte über die Menschen be-
ginnt bei den Affen. Genauer bei unseren 
nächsten Verwandten, den Menschenaffen 
wie Schimpansen und Bonobos. Diese ra-
sen gerne in Horden durch die Wälder. In 
der Wildnis sind manchmal bis zu 200 
Schimpansen gemeinsam unterwegs, er-
zählt die Anthropologin Kathelijne Koops, 
manchmal sind es auch nur 20. Diese 
Form des Zusammenlebens nennt die 
Wissenschaft offene «Fission-fusion»-Gesell-
schaften, übersetzt Spaltungs-Fusions- 
Gesellschaften, bei denen sich Grösse und 
Zusammensetzung der Gruppen ständig 
verändert. Bei den Menschenaffen hängt 
das etwa davon ab, wie viel Futter es gibt 

und wie gefährlich und zahl-
reich die Feinde sind. Diese 
Form der flexiblen Gesellig-
keit gibt es auch bei anderen 
intelligenten Lebewesen wie 
den Delfinen.

Koops beobachtet die Men-
schenaffen, um mehr über ihr 
Sozialverhalten zu erfahren. 
Dieses ähnelt in vielen As-
pekten dem unsrigen. Die 

Beobachtung der Affen erlaubt deshalb 
Rückschlüsse darauf, wie sich unser Ver-
halten entwickelt hat. So rotten sich unse-
re nächsten Verwandten aus dem gleichen 
Grund zusammen, wie es unsere Vorfahren 
taten: Sie erhöhen damit ihre Überlebens-
chancen oder mit Darwin gesprochen ihre 
Fitness: «Das Leben in der Gruppe bietet 
riesige Vorteile», sagt Kathelijne Koops, «es 
ist einfacher, Futter zu finden oder Feinde 
zu erkennen und sich gegen sie zu ver-
teidigen.» Denn für die Affen gilt heute 
noch, was für die Steinzeitmenschen galt: 
«Wenn du alleine deinen Nachbarn über 
den Weg läufst, kann es sein, dass sie dich 
umbringen.»

Sicherheit und Anerkennung
Der ganz direkte Nutzen ist deshalb der 
stärkste Kitt der Beziehungen zwischen 
Affen. Dazu gehört etwa, sich bei Ausein-
andersetzungen innerhalb der Gruppe zu 
unterstützen, oder der Zugang zu Weibchen 
dank einer guten Beziehung zu einem 
höher gestellten Männchen. Wichtig für 
eine gute Beziehung zwischen Affen ist 
zudem, dass sie sich aufeinander verlassen 
können und sich grundsätzlich gut ver-
stehen.

Die Analyse von Koops macht klar: Affen 
suchen sich Friends with Benefits – nütz-
liche Freunde. Wie ist es bei uns Menschen? 
Auch bei uns gilt: Was uns zusammen-
bringt, was uns zusammenhält, sind ge-
meinsame Interessen und Bedürfnisse. 
Diese sind nicht nur materiell, sondern 
auch emotional. Der Soziologe Malte Döh-
ne untersucht unter anderem Peer-Gruppen 
von Jugendlichen. Er nennt vier Dinge, die 
wir bei Freunden suchen: Sicherheit, An-
erkennung, gegenseitige Bestätigung und 
neue Erfahrungen. «Die Chemie in einer 
Gruppe stimmt, wenn diese Bedürfnisse 
befriedigt werden können», sagt Döhne. 

Dr. Malte Döhne, doehne@soziologie.uzh.ch
Prof. Kathelijne Koops, kathelijne.koops@uzh.ch
Prof. Johannes Ullrich, johannes.ullrich@uzh.ch
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Illustration: Yves Noyau
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Wenn das nicht mehr der Fall ist, verlassen 
wir die Gruppe und suchen eine andere, 
in die wir besser reinpassen.

Gleich und Gleich
Was bei Döhnes Zusammenstellung auf- 
fällt, ist, dass es bei zwei der vier Dimen-
sionen – Anerkennung und gegenseitige 
Bestätigung – darum geht, von den anderen 
«gesehen» und akzeptiert zu werden. Das 
setzt voraus, dass wir ähnlich ticken. Döh-
ne sagte es so: «Gleich und Gleich gesellt 
sich gern.»

Wie die Schimpansen bewegen wir uns in 
verschiedenen Gruppen, etwa bei der Ar-
beit, in der Freizeit oder beim Sport. Je 
nach Konstellation haben wir dabei unter-
schiedliche Rollen. Will heissen: «Was wir 
sind, wird durch jene definiert, mit denen 
wir zusammen sind. Ohne die anderen sind 
wir nichts», sagt der Psychologe Johannes 
Ullrich: Das gilt für die Zweierbeziehung 
genauso wie für die Familie, die Freunde 
und die Gesellschaft als Ganzes.

Despotisch oder egalitär?
Wie sich bei den Affen zeigt, gibt es da 
meist Hierarchien und Hackordnungen – 
manchmal sind diese ausgeprägter, 
manchmal unterschwelliger. So haben etwa 
Schimpansen egalitärere Beziehungen als 
Gorillas. Diese verhalten sich gegenüber 
rangniedrigeren Tieren «despotisch», was 
bedeutet, dass sie sie ausbeuten, indem sie 
die guten Dinge für sich beanspruchen, 
wie das beste Futter und den Sex mit den 
Weibchen, und sie teilweise terrorisieren, 
indem sie sie oft attackieren, wie Kathelij-
ne Koops erklärt. «Schimpansen dagegen 
sind gegenseitig toleranter und rangnied-
rigere Tiere setzen sich zur Wehr und schla-
gen gelegentlich zurück.» Am egalitärsten 
geht es bei den Bonobos zu, wo oft die 
Weibchen dominant oder co-dominant mit 
Männchen sind.

Weil die Beziehungen so wichtig sind, etwa 
wenn es um Rangkämpfe zwischen den 
Männchen geht, wo man die Unterstützung 
eines starken Freundes gut gebrauchen 
kann, werden sie intensiv gepflegt – durch 
das Grooming, die Körperpflege, etwa in-
dem sich die Affen gegenseitig lausen. «Die 
Körperpflege formt und festigt die Bezie-
hungen», sagt Koops. Da wir uns nicht mehr 
gegenseitig lausen können, haben wir an-
dere Strategien, um Beziehungen zu kulti-

vieren. Dazu gehört wie bei den Affen der 
persönliche Austausch, dieser geschieht 
jedoch meist nicht haptisch, sondern ver-
bal, etwa indem wir ausgiebig tratschen. 

Das Zusammenleben bietet viele Vorteile 
– den Affen wie uns Menschen. Doch es 
schafft auch Konflikte. Die Affen streiten 
sich um Ressourcen wie Futter oder darum, 
wer die Weibchen begatten darf. Bei uns 
Menschen geht es neben solchen Verteil-
kämpfen um Ressourcen auch um ideelle 
Fragen wie individuelle Freiheit und ge-
sellschaftliche Solidarität. Eine akute Form 
einer solchen Auseinandersetzung hat uns 
Corona beschert, etwa wenn es darum geht, 
Corona-Massnahmen mitzutragen oder 
eben nicht.

Solche Auseinandersetzungen gehören zum 
politischen Alltag, doch die Schärfe, mit 
der die Corona-Debatten geführt werden, 
sei beunruhigend, findet der Psychologe 
Johannes Ullrich. Er führt das darauf zu-
rück, dass in den letzten Jahren vor allem 
über ein Thema diskutiert wurde: Corona. 
«Wir haben die extreme Verengung aller 
Bedürfnisse und Bewusstseinslagen in der 
Gesellschaft auf eine Frage erlebt», konsta-
tiert Ullrich. Dabei haben sich zwei Lager 
herauskristallisiert, die sich unversöhnlich 
gegenüberstehen. Das sei aussergewöhn-
lich, sagt Ullrich, denn üblicherweise ver-
mischen und überlagern sich politische 
Präferenzen. Das zeigt etwa die Diskussion 
um den Rahmenvertrag mit der EU, wo es 
von links bis rechts Befürworter und Geg-
ner mit ganz unterschiedlichen Motiven 
gibt. «Das dämpft die Polarisierung.»

Zur Verhärtung beigetragen hat nach An-
sicht von Ullrich die Tatsache, dass wir uns 
lange Zeit nicht mehr physisch begegnen 
konnten. «Was uns fehlte, ist der zwischen-
menschliche Kontakt, das persönliche Tref-
fen in der 360-Grad-Perspektive. Das kann 
nicht durch einen Flachbildschirm ersetzt 
werden.» Wenn wir uns persönlich treffen, 
können wir uns ungezwungen unterhalten. 
Dabei stellen wir gerade bei Freunden fest, 
dass es vieles gibt, was wir teilen und was 
uns verbindet, selbst wenn wir vielleicht 
nicht gleicher Meinung sind, wenn es um 
Corona geht. So entstehen Vertrautheit und 
Vertrauen, die «Schmiermittel» der persön-
lichen Beziehungen und der Gesellschaft, 
wie Ullrich sie nennt.

Doch wie können wir die durch Corona 
strapazierten Beziehungen wieder kitten? 
Vielleicht können wir uns bei den Affen 
etwas abschauen. Was tun sie nach einem 
Streit? «Sie suchen die Nähe des Tieres, mit 
dem sie Streit hatten», sagt Koops. Das 
brauche allerdings Mut, weil nicht immer 
klar sei, wie das Gegenüber reagiere. Wird 
die Annäherung akzeptiert, klopfen sich 
die Affen auf die Schultern oder lassen sich 
lausen. Allerdings versöhnen sich die Affen 
nicht nach jedem Streit. Ob sie es tun und 
wie wichtig ihnen das ist, hängt vom Wert 
der Beziehung ab. «Es ist wie bei uns Men-
schen. Für uns ist es wichtiger, uns mit 
guten Freunden zu versöhnen als mit ir-
gendeinem Fremden, den wir auf der Stras-
se treffen», so Koops. Manchmal ignorieren 
die Affen sich nach einem Streit einfach 
und gehen sich aus dem Weg. Wie wir 
Menschen: «Es fällt uns leichter, Bekannt-
schaften aufzulösen, die für uns nicht so 
wichtig sind», sagt Malte Döhne. Umgekehrt 
gilt: «Das Mass guter Freundschaft ist, wie 
wir mit Konflikten umgehen.»

Die Risse in der Gesellschaft zu kitten, 
dürfte nach Corona nicht einfach sein. 
Doch die Renovationsarbeiten, wenn sie 
denn gelingen sollen, beginnen im Priva-
ten. «Wir müssen auf der individuellen Ebe-
ne versuchen, die Beziehungen zu pflegen», 
sagt Döhne. Ullrich rät dazu, wieder einmal 
einen Schwatz mit dem Nachbarn zu halten. 
Denn wie Studien zeigen, verringert der 
direkte Kontakt Vorurteile und sorgt so für 
den sozialen Kitt auch zwischen Menschen, 
selbst wenn sich diese sich nicht besonders 
nahestehen. Und wie verfahren wir mit 
jenen, die uns lieb sind? Wir sollten sie 
wieder einmal zum Nachtessen einladen, 
schlägt Ullrich vor. Das bietet Gelegenheit, 
bei einem Glas Wein über dieses und jenes 
zu räsonieren und dabei festzustellen, wie 
viel uns verbindet, statt nur digital Infor-
mationshäppchen auszutauschen, die uns 
in Rage bringen können.

Wir danken der Universität Zürich, dass
wir diese Texte aus dem «UZH Magazin»
1/2022 verwenden durften.

SOZIALER KITT
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Endlich pensioniert!
Und plötzlich fehlen
46000 Franken

«Sie haben es in der Hand,
diesen Einkommens-
rückgang zu verkleinern.»
Früher oder später vollziehen die meis-
ten Erwerbstätigen eine innere Wende.
Trotz Arbeit und Karriere rückt irgend-
wann die Zeit nach der Pensionierung
stärker in den Fokus, wenn man Träu-
me verwirklichen kann und sich neue
Lebensziele setzt. So gut die «grosse
Freiheit» klingt, sie hat auch ihren Preis.
Dazu ein kleiner Selbsttest: Wissen
Sie, welche Rente Ihnen aus der AHV
zusteht? Mit welchen Leistungen aus
der Pensionskasse dürfen Sie rechnen?
Haben Sie privat vorgesorgt, etwa im
Rahmen der Säule 3a? Verfügen Sie
über ein Vermögen oder ein Erbe, das
Sie anzapfen können? Die allgemeine
Datenlage ist ernüchternd. Gemäss
Neurentenstatistik des Bundesamtes
für Statistik müssen Herr und Frau

Schweizer nach der Pensionierung im
Schnitt mit der Hälfte ihres früheren
Einkommens – mit 46000 Franken
weniger – über die Runden kommen.
Sie zweifeln das an? Hier gehts zur Er-
klärung: cler.ch/rente

Unser Tipp, damit Sie den
Gürtel in Zukunft nicht enger
schnallen müssen:
Überlegen Sie, wie Sie den dritten Le-
bensabschnitt gestalten wollen – und
klären Sie ab, mit welchen Einnahmen
und Ausgaben Sie rechnen dürfen. Klar,
dass im «Ruhestand» einige Ausgaben
wegfallen. Zum Beispiel jene für den
Arbeitsweg und auswärtige Verpfle-
gung. Im Gegenzug entdecken Sie viel-
leicht Hobbys, die ins Geld gehen. Die
Kosten für Wohnen, Versicherungen
und Haushalt bleiben meist konstant.

VieleMenschen freuen sich auf die Pensionierung. Doch damit
fällt nicht nur die Erwerbsarbeit weg, sondern auch ein wich-
tiger Teil des Jahreseinkommens – und zwar im Schweizer
Durchschnitt etwa 46000 Franken.

Publireportage

Jede Situation lässt sich
verbessern

Wir helfen Ihnen gerne, einen Über-
blick über Ihre Finanzen bei der Pen-
sionierung zu gewinnen. Und vor
allem zeigen wir Ihnen, wie Sie Ihre
zukünftige finanzielle Situation mit
einer weitsichtigen Planung ver-
bessern können. Vielleicht liegt dann
sogar eine frühere Pensionierung
drin? Nutzen Sie Ihre Zeit und ver-
grössern Sie damit Ihren Handlungs-
spielraum! Reden Sie lieber früher als
später mit uns.

Kontaktieren Sie uns!
0800 88 99 66 und
kooperation@cler.ch

Als Mitglied von Öffentliches Per-
sonal Schweiz (ZV) profitieren Sie
einmalig von 25% Rabatt* für Ihre
Nachlass- oder Pensionsplanung,
sowie Steuerberatung im Vorsorge-
bereich.

*Voraussetzungen und Bestimmun-
gen und das vollumfängliche Ange-
bot finden Sie auf www.cler.ch/zv

pubi-zv-215x297-dt.indd 1 14.04.2022 10:21:33

BANK CLER
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REFORM BVG 21 AUF 
IRRWEGEN? 

Nach der Verabschiedung des Revisionsentwurfs des Bundesgesetzes 
über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) am 
25. November 2020, dem Beschluss des Nationalrats vom 8. Dezember 2021 
und den frisch vorliegenden Anträgen der Kommission für soziale Sicherheit 
und Soziales des Ständerats vom 26. April 2022 liegen die Karten nun mehr 
oder weniger auf dem Tisch: Eigentlich wäre man/frau sich in vielen Punkten 
ja grundsätzlich einig, und doch droht die Vorlage zu scheitern. 

Andreas Cabalzar 

Wo liegen die wichtigsten Differenzen zwi-
schen dem Entwurf des Bundesrats, der 
vom Nationalrat beschlossenen Variante 
und der von der ständerätlichen Vorbera-
tungskommission verabschiedeten Mehr-

heitslösung (Quelle: 20.089 BVG-Reform, 
Fahne Ständerat, Sommersession 2022)?

Wobei ich hier ausdrücklich festhalten 
möchte, dass die nachfolgende Auswahl 
der gesetzlichen Bestimmungen auf meiner 
persönlichen Einschätzung ihrer Tragweite 
beruht. Die Übersicht gibt aber doch einen 
guten Einblick, um was man sich da so 
alles balgt:
Wenn man die verschiedenen Beschlüsse 
analysiert, kann man durchaus Einigkeit in 
an sich wichtigen Grundsätzen erkennen:
Es ist offensichtlich unbestritten, dass einer-

BVG 21
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seits die Höhe der Renten so festzulegen 
wären, dass sie kostenneutral sind und dass 
die dazu erforderlichen Anpassungen der 
versicherungstechnischen Grundlagen zu 
tieferen Renten führen, die mit flankieren-
den Massnahmen aufzufangen sind, einer-
seits durch eine Erhöhung der Sparbei- 
träge und andererseits durch einen Zusatz-
beitrag für die Übergangsjahrgänge, welche 
nicht oder nur unzureichend von höheren 
Sparbeiträgen profitieren können. So weit 
– so gut. Der Weg, wie man dahin kommt, 
ist jedoch umstritten. Dazu liegen mittler-
weile drei Varianten vor.
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Geltendes Recht Bundesrat (BR) Nationalrat (NR) Ständerätl. Kommission (SR; 
Mehrheit)

Art. 7 Mindestlohn und Alter 
1 Arbeitnehmer, die bei einem 
Arbeitgeber einen Jahreslohn 
von mehr als 21 510 Franken 
beziehen, unterstehen ab 
1. Januar nach Vollendung des 
17. Altersjahres für die Risiken 
Tod und Invalidität, ab 1. Januar 
nach Vollendung des 24. Alters- 
jahres auch für das Alter der 
obligatorischen Versicherung.

Art. 7 Mindestlohn und Alter 
1 Arbeitnehmer, die bei einem 
Arbeitgeber einen Jahreslohn 
von mehr als 12 548 Franken 
beziehen, unterstehen ab 
1. Januar nach Vollendung des 
17. Altersjahres für die Risiken 
Tod und Invalidität, ab 1. Januar 
nach Vollendung des 19. Alters- 
jahres auch für das Alter der 
obligatorischen Versicherung.

Art. 7 Mindestlohn und Alter

1 … von mehr als 
17 208 Franken ….

nach Vollendung des 
24. Altersjahrs

Art. 8 Koordinierter Lohn

1 Zu versichern ist der Teil des 
Jahreslohnes von 25 095 bis und 
mit 86 040 Franken.

1 ….
12 433 bis und mit 85 320 
Franken.

1… 
85% des Jahreslohns bis 
85 320 Franken

Art.14 Höhe der Altersrente

2 Der Mindestumwand-
lungssatz beträgt 6,8 Pro-
zent für das ordentliche 
Rentenalter 65 von Frau und 
Mann.

2 …

6 Prozent

Art. 16 Altersgutschriften

Die Altersgutschriften 
werden jährlich in Prozenten 
des koordinierten Lohnes 
berechnet. Dabei gelten 
folgende Sätze:

Altersjahr
25-34   7 % des koord. Lohns
35-44  10 % des koord.Lohns
45-54  15 % des koord. Lohns
55-65  18 % des koord. Lohns

Altersjahr	
25-44  9  % des koord. Lohns
45-65  14 % des koord. Lohns

Altersjahr	
20-44  9 % des koord. Lohns
45-65  14 % des koord. Lohns

Gemäss BR

BVG 21
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Geltendes Recht Bundesrat (BR) Nationalrat (NR) Ständerätl. Kommission (SR; 
Mehrheit)

Art. 47c Anspruch auf den 
Zuschlag zur Altersrente

Art. 47c Anspruch auf den 
Zuschlag zur Altersrente

Art. 47c Anspruch auf den 
Zuschlag zur Altersrente

1 Anspruch auf den 
Zuschlag zur Altersrente 
haben Personen, die: 

a. bei Beginn des 
Rentenbezugs in einer 
Vorsorgeeinrichtung 
versichert sind;

b. das Mindestalter 
für den Vorbezug der 
AHV-Altersrente erreicht 
haben;

c. während mindestens 
15 Jahren als Arbeitnehmer 
nach Artikel 7 Absatz 1 oder 
Artikel 46 oder als Selbst- 
ständigerwerbende oder 
Arbeitnehmer nach Artikel 
4 Absätze 1 und 2 für das 
Alter versichert waren;

d. unmittelbar vor dem 
Beginn des Rentenbezugs 
während mindestens zehn 
aufeinanderfolgenden 
Jahren in der AHV ver- 
sichert waren; und

e. mindestens 50 Prozent 
ihrer Altersleistung als 
Rente beziehen

1 Anspruch auf eine 
Erhöhung ihrer nach Artikel 
14 berechne-en Altersrente 
haben Personen der 
Übergangsgeneration, die: 

a. bei Beginn des Renten- 
bezugs in einer Vorsorge- 
einrichtung versichert sind;

b. das Mindestalter für den 
Vorbezug der AHV-Alters- 
rente erreicht haben;

c. während mindestens 
15 Jahren insgesamt und 
während der 10 Jahre vor 
der Pensionierung als 
Arbeitnehmer nach Artikel 
7 Absatz 1 oder Artikel 46 
oder als Selbstständig- 
erwerbende oder Arbeit- 
nehmer nach Artikel 4 
Absätze 1 und 2 für das 
Alter versichert waren; und
 
d. mindestens 50 Prozent 
ihrer Altersleistung als 
Rente beziehen.

e. Streichen

1 Anspruch auf eine 
Erhöhung ihrer nach Artikel 
14 berechneten Altersrente 
haben Personen der 
Übergangsgeneration, die: 

d. mindestens 75 Prozent 
ihrer Altersleistung als 
Rente beziehen; und 

e. im Moment, in dem sie 
ihren Anspruch auf die 
Altersrente geltend machen, 
einen AHV-Jahreslohn 
beziehen, der höchstens 
dem dreieinhalbfachen 
Betrag der maximalen 
AHV-Rente entspricht.
1bis Personen, die im 
Moment, in dem sie ihren 
Anspruch auf die Alters- 
rente geltend machen, 
einen Jahreslohn haben, 
der über dem dreieinhalb- 
fachen Betrag der maxi- 
malen AHV-Rente, aber 
nicht über dem fünffachen 
Betrag der maximalen 
AHV-Rente liegt, haben 
Anspruch auf einen 
degressiven Zuschlag.

Art. 47e Höhe des Renten-
zuschlags

Art. 47e Betrag der Erhö-
hung der Altersrente

Art. 47e Höhe des Renten-
zuschlags zur Altersrente

1 Der Bundesrat bestimmt 
für jedes Kalenderjahr die 
Höhe des Rentenzuschlags. 
Vorgängig konsultiert er die 
Sozialpartner. Die Summe 
der Zuschläge darf die 
voraussichtlich dafür zur 
Verfügung stehenden Mittel 
nicht übersteigen.

1 Die Erhöhung der Alters- 
rente für die Personen der 
Übergangsgeneration be- 
trägt pro Jahr für

Jahrgang bei Inkrafttreten
Männer / *Frauen	
61–65 / *60-64	
2400 Jährl. erh. Altersrente

56-60 / *55-59	
1800 Jährl. erh. Altersrente

51-55 / *50-54	
1200 Jährl. erh. Altersrente

1 Der Rentenzuschlag zur 
Altersrente: 

Jahrgang bei Inkrafttreten
Männer / *Frauen	
56-50 / *45-49	
600 jährl. erh. Altersrente

2 …. 2 …. 2-4 ….

BVG 21
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Geltendes Recht Bundesrat (BR) Nationalrat (NR) Ständerätl. Kommission (SR; 
Mehrheit)

Art. 47f Finanzierung des 
Rentenzuschlags

Art. 47f Finanzierung der 
Erhöhung der Altersrente

Art. 47f Finanzierung des 
Rentenzuschlags

1 Zur Finanzierung des 
Rentenzuschlags erhebt 
die Vorsorgeeinrichtung 
folgende Beiträge:

a. für Arbeitnehmer, die 
nach Artikel 7 Absatz 1 oder 
nach Artikel 46 versichert 
sind: 0,5 Prozent auf dem 
massgebenden Lohn nach 
dem AHVG 3, jedoch höch- 
stens auf dem Zehnfachen 
des oberen Grenzbetrags 
nach Artikel 8 Absatz 1;

b. für Selbstständigerwer- 
bende und Arbeitnehmer, 
die nach Artikel 4 Absätze 1 
und 2 versichert sind: 
0,5 Prozent auf dem Er- 
werbseinkommen nach 
dem AHVG, jedoch höch- 
stens auf dem Zehnfachen 
des oberen Grenzbetrags 
nach Artikel 8 Absatz 1.

1 Die Vorsorgeeinrichtung 
finanziert die Erhöhung der 
Altersrente für anspruchs- 
berechtigte Personen nach 
Artikel 47c durch eine 
einmalige Einlage in deren 
Altersguthaben im Zeit- 
punkt des Altersrücktritts, 
soweit die nach Artikel 47e 
erhöhte Altersrente die 
reglementarische Rente 
übersteigt.

1 Der Sicherheitsfonds 
vergütet den Vorsorgeein- 
richtungen jährlich die 
Gesamtsumme der von 
ihnen ausbezahlten 
Rentenzuschläge. Er kann 
diese Gesamtsumme mit 
den von den Vorsorge- 
einrichtungen geschuldeten 
Beiträgen verrechnen.

2 Die Beitragspflicht be- 
ginnt am 1. Januar nach 
Vollendung des 24. Alters- 
jahres. Sie endet, sobald 
die versicherte Person das 
ordentliche Rentenalter 
erreicht.

2 Der Sicherheitsfonds 
leistet Zuschüsse zur 
Finanzierung eines Teils 
der Einlage. Der Zuschuss 
berechnet sich aus der 
Differenz zwischen dem 
Betrag der erhöhten ge- 
setzlichen Rente und dem 
höheren der folgenden 
Beträge:

a. der reglementarischen 
Altersrente,

b. der Rente, die sich aus 
dem Altersguthaben 
gemäss Artikel 15 und 
einem Umwandlungssatz 
von 6,8 Prozent ergibt.

2 Streichen

3 Der Arbeitgeber muss 
mindestens die Hälfte des 
Beitrags für den 
Arbeitnehmer bezahlen. Er 
zieht den Beitragsanteil des 
Arbeitnehmers vom Lohn 
ab und überweist den 
Arbeitnehmer- und den 
Arbeitgeberbeitrag an die 
Vorsorgeeinrichtung.

3 Der Bundesrat regelt 
das Verfahren zur 
Berechnung und Vergütung 
der Zuschüsse.

3 Streichen

BVG 21
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Geltendes Recht Bundesrat (BR) Nationalrat (NR) Ständerätl. Kommission (SR; 
Mehrheit)

4-5

….

4 Zur Finanzierung der 
Zuschüsse erhebt der 
Sicherheitsfonds ab dem 
Inkrafttreten der Änderung 
vom … während 15 Jahren 
Beiträge bei den registrier- 
ten Vorsorgeeinrichtungen. 
Diese Beiträge betragen 
beim Inkrafttreten der 
Änderung vom … 0,15 
Prozent der nach diesem 
Gesetz versicherten Löhne.

6 Die Vorsorgeeinrichtung 
schuldet die Beiträge dem 
Sicherheitsfonds.

5 Der Bundesrat legt die 
Beiträge für die weiteren 
Jahre fest. Er beachtet 
dabei den voraussichtlichen 
Finanzierungsbedarf für die 
nächsten Jahre und die 
allfällig noch vorhandenen 
Mittel aus Vorjahren. Er 
überprüft die Höhe der Bei- 
träge periodisch, mindes- 
tens jedoch alle fünf Jahre.

6 Erhebt eine Vorsorgeein- 
richtung zur Finanzierung 
ihres Beitrags an den 
Sicherheitsfonds Beiträge 
von den bei ihr versicherten 
Personen, so muss der 
Arbeitgeber mindestens 
gleich hohe Beiträge leisten 
wie die gesamten Beiträge 
seiner Arbeitnehmer.

5 Der Bundesrat legt den 
Beitragssatz für die Bei- 
träge an den Sicherheits- 
fonds fest. Er beachtet 
dabei den voraussichtlichen 
Finanzierungsbedarf für die 
nächsten Jahre und die 
allfällig noch vorhandenen 
Mittel aus Vorjahren.

Übergangsbestimmungen 
zur Änderung vom ...

Übergangsbestimmungen 
zur Änderung vom ...

Übergangsbestimmungen 
zur Änderung vom ...

b. Höhe des Rentenzuschlags 
für die Übergangsgeneration
Jahrgang bei Inkrafttreten
Männer / *Frauen	
Monatl. Rentenzuschlag
61-65 / *60-64	
200
56-60 / *55-59	
150
51-55 / *50-54	
100

Streichen
(s. Art. 47e Abs. 1)

Streichen
(s. Art. 47e Abs. 1)

BVG 21

Ich verzichte darauf, die Unterschiede zu 
werten, aus dem einfachen Grund, weil 
man in allen drei Varianten den Pfad der 
Tugend verlassen hat, indem man Systeme 
vermischt und weiterhin an der Regelung 
technischer Details festhält, anstatt sich auf 
das Wesentliche zu fokussieren. Ich halte 
es für verfehlt, dass der Gesetzgeber ver-
sicherungstechnische Parameter wie den 
Umwandlungssatz festlegt, und dies erst 
noch versicherungstechnisch ungenügend, 

zumindest wenn man die grundsätzlich 
systemwidrige Querfinanzierung überhöh-
ter Renten vermeiden will. Der versiche-
rungstechnisch korrekte Umwandlungssatz 
müsste wohl eher bei 5 Prozent liegen. 
Die vorgesehene Anpassung des UWS auf 
6 Prozent ist klarerweise ungenügend. Und 
noch schlimmer, als flankierende Mass-
nahme will man nun im BVG-System einen 
Rentenzuschlag einführen, der auf dem 
Umlagerungs- und Solidaritätsprinzip der 

ersten Säule basiert. Beide Prinzipien sind 
gewiss hochzuhalten, selbstverständlich, 
aber die 2. Säule ist eine individuelle Ver-
sicherung und basiert auf dem individuell 
Ersparten und den Kapitalerträgen. Im 
Prinzip wird die AHV+, die vom Volk be-
dauerlicherweise abgelehnt worden ist, nun 
halt einfach über die 2. Säule eingeführt.

Wenn man derart meckert, sollte man auch 
aufzeigen, was denn mögliche Alternativen 
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modernen und funktional umfassenden Lösungen,
damit sie die stetig steigenden Ansprüche
erfüllen können.
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wären. Für einmal hat meines Erachtens der Kanton Grau-
bünden in einem umfassenden Reformpaket seiner kantona-
len Vorsorgeeinrichtung (Pensionskasse Graubünden; PK 
GR) eine technisch saubere gut funktionierende und teil-
weise auch innovative Lösung entwickelt. Vor allem wichtig, 
es wurden in der politischen Diskussion im Grossen Rat 
(Kantonsparlament) die relevanten politischen Fragen dis-
kutiert, allen voran das Leistungsziel der 2. Säule. Und genau 
diese Diskussion fehlt auf nationaler Ebene. Basierend auf 
den versicherungstechnisch angepassten, korrekten Grund-
lagen ergab sich im Fall der PK GR der Standardsparplan mit 
den entsprechenden Sparbeitragssätzen. Für die PK GR 
strategisch gesehen fast noch wichtiger war, dass zusätzlich 
die Rentner*innen, die noch mit zu hohen Umwandlungs-
sätzen (UWS) in Rente gehen konnten, in ein eigenes ge-
schlossenes Vorsorgewerk überführt werden konnten, für 
das der Kanton eine unbefristete Staatsgarantie (mittels einer 
Darlehensoption) übernommen hat. Für die dritte Kompe-
tente, eine faire Übergangslösung für die ersten zehn Jahr-
gänge, die zu wenig von den höheren Sparbeiträgen profi-
tieren können, um die Renteneinbusse infolge der Senkung 
des UWS kompensieren zu können, war die PK GR selber 
besorgt. Die Übergangslösung ist so ausgerichtet – und dies 
wurde im politischen Prozess offen deklariert –, dass die 
Renteneinbussen nicht mehr als 7 Prozent im Vergleich zur 
Rente mit den vorgängigen versicherungstechnischen Grund-
lagen betragen darf. Also auch hier ein klares quantitatives 
Ziel, auf das all die Stellschrauben auszurichten waren. Wenn 
das Bündner Reformpaket einen Makel hat, dann den, dass 
sich die Arbeitgebenden an der Übergangslösung finanziell 
nicht beteiligen mussten. Da im Fall der PK GR das Verhält-
nis von Arbeitgeber- zu Arbeitnehmerbeitrag bei rund 54:46 
liegt sowie unter Berücksichtigung der Staatsgarantie für das 
Rentnerwerk, muss man die fehlende Beteiligung der Arbeit-
geberseite etwas relativieren.

Was ist nun das Fazit: Falls eine der Varianten von BR/NR/
SR in Kraft treten sollte, wird man bestenfalls eine begrenz-
te Entschärfung der Situation der 2. Säule erzielt haben. Trotz 
einer gut gemeinten Übergangslösung wird man auch nicht 
wissen, wo man in Bezug auf das verfassungsmässige Ziel 
für die 2. Säule (zusammen mit der Alters-, Hinterlassenen- 
und Invalidenversicherung), die Fortsetzung der gewohnten 
Lebenshaltung in angemessener Weise zu ermöglichen (Art. 
113 Abs. 2 lit. a Bundesverfassung; SR 101), effektiv steht. 
Man fischt so gesehen im Trüben. Sollte die Vorlage Reform 
BVG 21 scheitern, würde dies die Chance bieten, eine echte 
und auch langfristig funktionierende Lösung zu bringen, mit 
einem klaren Leistungsziel für die 1. und die 2. Säule und 
mit quantitativen Vorgaben für eine Übergangslösung. Eigent-
lich wären doch dies die sozialpolitisch relevanten Fragen, 
die zu entscheiden wären, und nicht wie hoch der Luftdruck 
in einem Veloreifen sein sollte.

Andreas Cabalzar,
Co-Präsident VBS

und Geschäftsleitungsmitglied 
Öffentliches Personal Schweiz (ZV)

BVG 21
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WAS TUN IN DER MOMEN- 
TANEN SITUATION?
Aus der Versicherungsgruppe

Liebe Mitglieder
Nach Corona stehen wir nun mitten in einer neuen verwirrenden 
Situation – dagegen gibt es leider keine Impfung, und niemand weiss, 
wie sich die Lage weiterentwickelt. Unser Vertragspartner – VVK AG 
in Teufen – hat nachstehend einige Tipps zusammengestellt, welche wir 
Ihnen gerne so weitergeben.

Ukraine-Krieg, Inflationsängste und 
die richtigen Massnahmen für Sparer
Nach zwei Jahren Corona bewirkt der Uk-
raine-Krieg weiteren Druck auf die Wirt-
schaft und damit auf den Geldbeutel der 
Bürger. Die Inflation kehrt nach Meinung 
der Experten offenbar zurück. Nach rund 
20 Jahren kaum steigender Preise befürch-
ten diese für die Schweiz eine Inflations-
rate von ca. 2%. 100 000 Fr., die mit 0% auf 
dem Bankkonto verzinst werden, würden 
sich bei einer Inflation von z.B. 2.4% jähr-
lich (Stand März 2022) innerhalb von 
10 Jahren auf einen realen Gegenwert von 
78 433 Fr. reduzieren. Diesem Schwund 
kann man vorbeugen, indem man bei der 
Auswahl der Anlagen auf höher verzinste 
nicht börsenkotierte Anlagen achtet. Anders 
sieht das für Schuldner aus. Wer als Im-
mobilienbesitzer eine Hypothek besitzt, 
profitiert von der Inflation, weil die Höhe 
der Schuld entsprechend der Inflations- 
rate abnimmt. Beträgt z.B. die Hypothek 

500 000 Fr. dann wäre die Schuld nach zehn 
Jahren real noch 392 164 Fr. wert. Aber 
Achtung, Sie müssten immer noch 500 000 
Fr.zurückzahlen. Aber niemand weiss heu-
te, ob die Inflation wirklich zehn Jahre 
dauert, ob sie auf dieser Höhe bleibt, sinkt 
oder steigt. Also ist guter Rat teuer.

Was empfehlen wir in der derzeitigen 
Situation?
Roman Bucheli schreibt in der NZZ vom 
26. April 2022: «Das Dümmste in Zeiten der 
Inflation ist ein Bankkonto, es ist noch 
dümmer als die Matratze». Was soll der 
Sparer nun tun? Wie immer empfehlen wir, 
nicht überstürzt zu handeln. Das mehrma-
lige «Darüberschlafen» hat sich in den letz-
ten 25 Jahren mehr als einmal bewährt. 
Niemand kann voraussagen, wie sich die 
Inflationsrate nach Ende des Krieges ver-
hält, kein Experte weiss bereits heute, wie 
sich die Zinsen und die Inflation mittel- und 
langfristig entwickeln und welche Auswir-

kungen sie auf Ihre Depots und Bankkon-
ten haben werden. In solchen Situationen 
werden die Aktien, wie wir alle mehrfach 
erfahren haben, stark auf und ab schwan-
ken. Denn die Börsen sind mehrheitlich 
auf Psychologie gebaut.

Einige Vermutungen kann man aufgrund 
der Erfahrungen aus der Vergangenheit 
treffen, wenn man schaut, wie sich einzel-
ne Anlageklassen in solchen Situationen 
üblicherweise entwickeln.

Wie verhalten sich einzelne Anlage-
klassen bei einer Inflation?

Gold
Gold generiert keine Zinserträge. Der Preis 
richtet sich nach Angebot und Nachfrage. 
Bei steigenden Zinsen wird das Gold un-
attraktiver. Auf der anderen Seite verliert 
Gold vermutlich nicht seine Bedeutung als 
Absicherung gegenüber allen möglichen 

Urs Graf 
Geschäftsleitungsmitglied
Öffentliches Personal Schweiz (ZV)

Robert Mazenauer 
VVK Vorsorge- und Vermögenskonzepte AG
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Gefahren. Also einen kleinen Teil seines 
Vermögens physisch in kleinen Teilen Gold 
(Goldvreneli, Krügerrand, kleine Barren, 
etc.) zu halten, ist sicher nicht falsch. Aber 
nicht in Goldfonds oder Goldaktien inves-
tieren, denn dann befindet man sich wieder 
in der Abhängigkeit der Börse.

Aktien
Aktien zu kaufen, ist bei einer inflationären 
Stimmung kaum zu empfehlen. Niemand 
weiss, wie sich die Wirtschaft nach der 
Inflation entwickelt, was sich auf die Kauf-
freude der Investoren an der Börse aus-
wirkt. Es wird für das Management der 
börsenkotierten Unternehmen in einer 
solchen Phase schwieriger, zu investieren, 
zu wachsen und längerfristige Verträge ab-
zuschliessen.

Vielen Unternehmen gelingt es nicht, die 
steigenden Kosten an die Verbraucher wei-
terzugeben, die Margen schrumpfen, was 
sich wiederum auf deren Aktienkurse aus-
wirkt. Besitzt man jedoch schon Aktien 
«guter» Unternehmen, dann sollte man die-
se nicht in Panik verkaufen, sondern einmal 
abwarten, was geschieht. Marktmächtige 
Unternehmen aus dem SPI oder dem MSCI 
(zwei bekannte Börsenindizes) werden 
auch nach der Krise mit grösster Wahr-
scheinlichkeit noch am Markt sein und 
wieder gute Geschäfte machen. Das gilt für 
Unternehmen aus der Industrie und dem 
Bau, die sich am Wiederaufbau der Ukrai-
ne beteiligen könnten, wie an solchen aus 
der Chemie und der Nahrungsmittelindus-
trie. Daneben werden sich auch andere 
Branchen rasch erholen.

Obligationen
Hier gilt es zu unterscheiden zwischen Ob-
ligationen, die an der Börse gehandelt wer-
den, und Obligationen, die von einzelnen 
guten Unternehmen quasi «privat» heraus-
gegeben werden. Letztere nennt man nicht-
börsenkotierte Obligationen. Beides sind 
festverzinsliche Wertpapiere mit einem ver-
sprochenen Zins pro Jahr.

An der Börse gehandelte (börsenkotierte) 
Obligationen können jederzeit zum Markt-
preis (dieser kann tiefer oder höher als der 
Kaufpreis sein) verkauft werden. Nicht bör-
senkotierte Obligationen werden erst nach 
Ablauf der Laufzeit zum Kaufpreis zurück-
bezahlt. Bei beiden Arten von Obligationen 
erhält die Anlegerin oder der Anleger wäh-
rend der Laufzeit den vereinbarten Zins.

Bei börsenkotierten Obligationen ist der 
Zins marktüblich, also bei allgemein tiefen 
Zinsen tief. Bei steigenden Zinsen werden 
neue Obligationen mit höheren Zinsen aus-
gegeben. Also laufen heutige Besitzer von 
Obligationen, die an der Börse kotiert sind, 
Gefahr, dass sie auf ihren Obligationen mit 
tiefen Zinsen sitzen bleiben, weil sich kei-
ne Käufer finden. Deshalb warnen Experten 
vor dem Kauf tief verzinster Obligationen 
in diesen Zeiten. Viele raten gar zum Ver-
kauf der Obligationen, obwohl man viel-
leicht sogar einen Kursverlust in Kauf neh-
men muss.

Nicht börsenkotierte Obligationen haben 
als Vorteil immer höhere Zinsen. Dies ist 
deshalb der Fall, weil die eher unbekannten 
Herausgeber der Obligation höhere Zinsen 
zahlen. Damit erhalten sie eine Chance auf 
diesem Weg ihr Geschäftsmodell zu finan-
zieren. Sie sparen sich damit den hohen 
administrativen Aufwand einer Bankfinan-
zierung und vermutlich sind sie bei den 
hohen Gebühren und Zinsen der Banken 
auch noch billiger finanziert, obwohl sie 
im Vergleich zu börsenkotierten Obligatio-
nen hohe Zinsen bezahlen. Der Nachteil 
nicht börsenkotierter Obligationen ist jener, 
dass sie während der Laufzeit kaum ver-
kauft werden können.

Was nun wirklich tun?
Es ist in der Beurteilung der Wirtschaftlich-
keit einer Anlage immer von einer gewissen 
Unsicherheit auszugehen. Wenn die Exper-
ten, die den «Weltuntergang» oder die rie-
sige Ertragsrendite einer möglichen Anlage 
voraussagen, immer richtig liegen würden, 

dann müssten sie unseres Erachtens nicht 
mehr als Experten für Auskünfte zur Ver-
fügung stehen.

Auch hier gilt der gesunde Menschenver-
stand. Aktien guter Unternehmen kann man 
wie erwähnt auch über eine Phase der 
Inflation ruhig behalten, Obligationen mit 
tiefen Zinsen nützen in einer Inflations-
phase niemandem mehr etwas und müssen 
allenfalls zähneknirschend verkauft wer-
den. Neue Anlagen müssen auf die finan-
zielle Situation des Einzelnen angepasst 
werden. Deshalb gilt auch in schwierigen 
Zeiten – aus unserer Sicht umso mehr – 
eine Analyse Ihrer ganz persönlichen fi-
nanziellen Lebenssituation unter Einbezug 
Ihrer Wünsche, Ziele und Träume.

Diese führt zu einer für Sie gültigen Finanz- 
und Vorsorgeplanung und basierend darauf 
entscheiden Sie zusammen mit Ihrem Be-
rater, was Sie sinnvollerweise umsetzen. 
Damit erhalten Sie eine Ihren Bedürfnissen 
angepasste, unaufgeregte Anlagestrategie. 
Das ist auch in schwierigen Zeiten die bes-
te und erfolgversprechendste Vorgehens-
weise. Informieren Sie sich persönlich über 
die Vorteile dieses einzigartigen Beratungs-
konzeptes anlässlich eines Seminars. Diese 
Seminare werden speziell für Mitglieder 
des ZV ausgerichtet.

Hier finden Sie die Anmeldeinformationen:
https://www.vvk.ch/vorsorge-workshops/
vorsorge-workshops-zv/

Robert Mazenauer, Seminarleiter und Vor-
sorgeexperte der VVK Vorsorge- und Ver-
mögenskonzepte AG, Teufen/AG

Die VVK AG ist Marktführerin 
in der kundenorientierten 
Finanz- und Vorsorgeplanung 
bei den Mitgliedern grosser 
nationaler Verbände. Sie berät 
nach dem «Safe-Pension-Prin-
zip». Jede finanzielle Entschei-
dung wird dahingehend geprüft, 
welche Auswirkungen sie auf 
die spätere Pensionierung der 
Ratsuchenden bewirkt. 
Damit können Sie sicher in Ihre 
Pension gehen.
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ELEKTROAUTOS: 
LOHNT SICH DER UMSTIEG?
Zurich Versicherung

Elektromotoren gelten als Antriebsform der Zukunft – bereits jetzt ist bald 
jeder dritte neue Personenwagen ein «Steckerfahrzeug». Ist das die Wende? 
Die wichtigsten Pro- und Contra-Argumente im Wettstreit zwischen 
konventionellen Autos und Elektrofahrzeugen.

1. Stichwort Umweltbilanz
Der Verkehr verursacht in der Schweiz ein 
Drittel des jährlichen Energieverbrauchs. 
96 % der CO

2
-Emissionen entstehen dabei 

laut Bundesamt für Strassen ASTRA durch 
fossile Treibstoffe. Elektroautos hingegen 
stossen kein CO

2
 aus. Sind sie also generell 

umweltfreundlicher?

Unbestritten ist, dass Elektroautos während 
der Betriebsphase das Klima weniger be-
lasten: vor allem, wenn sie mit Ökostrom 
betrieben werden. Laut Bundesamt für 
Energie stammen aktuell 62 % des Schwei-
zer Stroms aus erneuerbarer Energie, 
zumeist Wasserkraft. Allerdings ist die 

Mitglieder von Öffentliches Personal Schweiz (ZV) 
profitieren bei Zurich von 10% Rabatt.

Unter zurich.ch/partner finden Sie alle Informationen zu den Angeboten von 
Zurich. Hier können Sie Ihre individuelle Prämie berechnen und Ihre persön-
liche Offerte erstellen. Dafür benötigen Sie folgenden Zugangscode: dyXKSy6R

Sie können uns auch unter der Gratisnummer 0800 33 88 33 kontaktieren oder 
besuchen Sie Ihre Zurich-Agentur in Ihrer Nähe. Sie finden die nächstgelegene 
unter zurich.ch/agentur. Bitte erwähnen Sie Ihre ZV Mitgliedschaft.
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Herstellung der Autobatterien energieauf-
wendig und vor allem die Entsorgung oft 
umweltbelastend. Für Skeptiker ist dies ein 
gewichtiges Gegenargument. Deshalb ar-
beiten die Hersteller mit Hochdruck an 
verbesserten Konzepten.

Fazit: Da noch nicht ausreichend Informa-
tionen vorliegen, steht es im Wettkampf 
0:0.

2. Stichwort Lärm
Elektroautos sind im Stadtverkehr deutlich 
leiser als konventionelle Fahrzeuge. In 
einer Welt der Elektromobilität könnten 
Menschen an vielbefahrenen Strassen 
besser schlafen, die Lebensqualität in den 
Städten würde dadurch steigen. Aber: 
Leise Fahrzeuge bergen auch ein Risiko-
potenzial. Deshalb werden Elektroautos 
teils künstlich mit Geräuschen versehen, 
um andere Verkehrsteilnehmer zu warnen.

Fazit: Dieser Punkt geht an die Elektro-
autos: 1:0.

3. Stichwort Flexibilität
Schon mehr als 7000 Elektrotankstellen 
gibt es in der Schweiz. Und es kommen 
ständig neue dazu An den Schnellladesta-
tionen dauert das Stromtanken nicht viel 
länger, als einen Espresso zu trinken.  Die 
Benziner hingegen können auf ein seit 
Jahrzehnten bewährtes Tankstellennetz 
zurückgreifen.

Deshalb geht dieser Punkt an beide An-
triebsformen: Der Spielstand ist 2:1.

4. Stichwort Reichweite
Mit einer Tankfüllung von Zürich nach Köln 
oder von Genf nach Paris – mit benzin- 
oder dieselbetriebenen Autos ist das nor-
malerweise kein Problem. Bei Elektroautos 
hingegen hängt es von vielen Faktoren ab, 
wie weit man kommt. Deshalb wurde der 
Begriff der «Reichweitenangst» geprägt. 
Doch es tut sich einiges, das immer dich-
tere Netz an Schnellladestationen und die 
stark verbesserte Ladegeschwindigkeit ent-
schärfen die Problematik.

Gleichwohl: Noch geht dieser Punkt an 
Benziner und Dieselfahrzeuge – 2:2.

5. Stichwort Kosten
Der Anschaffungspreis für Elektrofahrzeu-
ge ist aktuell noch höher, dafür sind die 
Tankkosten günstiger. Wie langlebig Elek-
troautos sind und mit welchen Reparatur-
kosten über den Lebenszyklus zu rechnen 
ist, dafür gibt es noch nicht ausreichend 
Daten. Vermutlich werden die Kosten bei 
Reparaturen, beim Abschleppen oder bei 
Bränden in nächster Zeit noch höher sein.

Fazit: Dieser Punkt geht wieder an die kon-
ventionellen Autos: Spielstand 2:3.

6. Stichwort Innovation und Coolness
Welches Auto ist am coolsten? Diese Frage 

Bestellen Sie sich Ihre Z-Volt-Karte unter zurich.ch/zvolt und profitieren Sie mit der Z-Volt-LadeApp:
•	 Schweizweiter Einheitspreis an allen Ladepunkten im Partnernetzwerk
•	 Keine Abo- oder Grundgebühren
•	 Ladestationen finden und direkt laden in CH und Europa

Ökobonus: Umweltbewusste fahren günstiger – bis zu 20% Ermässigung auf Ihre Prämie.

Mitglieder von Öffentliches Personal Schweiz (ZV) profitieren zusätzlich von Spezialkonditionen.

muss jede und jeder für sich selbst beant-
worten. Doch die Erfolgsstory Tesla be-
weist, dass Elektroautos als innovativ, tren-
dig und umweltbewusst gelten – und ihre 
Fahrerinnen und Fahrer gleich mit. Wer 
seine Nachbarn neidisch machen will, hat 
aktuell mit einem Elektroauto die besseren 
Chancen. Deshalb geht der Punkt klar an 
die Elektrofahrzeuge.

Endergebnis: Gleichstand im Wettstreit der 
Argumente mit 3:3. 

Prognose: Die Wende ist nah – oder 
schon da
Die kleinräumige Schweiz ist prädestiniert 
für Elektromobilität. Spätestens wenn die 
Anschaffungspreise fallen und die Reich-
weite keine «Angst» mehr auslöst, sind Elek-
troautos auch für den Durchschnittslenker 
eine gute Alternative. Trotzdem werden wir 
in naher Zukunft noch keinen grossen An-
teil Elektroautos auf Schweizer Strassen 
sehen – im Schnitt dauert es 20 Jahre, bis 
sich der gesamte Bestand einmal erneuert 
hat.
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Vorankündigung
Generalversammlung 2022 

KANTON AARGAU
Aargauer Staatspersonalverband (ASPV)

Nach zwei Jahren ohne physische Generalversammlung planen 
wir in diesem Jahr wieder eine Präsenz-Generalversammlung. 
Diese fi ndet am Donnerstag, 2. Juni 2022, um 17.30 Uhr im 
Gasthof zum Schützen in Aarau statt. Nebst den gängigen Trak-
tanden wird uns Armin Meier von der IT AG das Geografi sche 
Informationssystem (AGIS) näherbringen. Die Traktandenliste 
inkl. Anmeldetalon werden wir Ihnen wie immer per Post zu-
stellen. Wir freuen uns, wenn wir Sie wieder persönlich an der 
Generalversammlung begrüssen dürfen.

Anhörungsvorlage «Sicherung
der berufl ichen Vorsorge» 

KANTON AARGAU
Aargauer Staatspersonalverband (ASPV)

Die berufl iche Vorsorge, insbesondere 
auch die des Aargauer Staatspersonals, 
ist seit Jahren unter Druck. Der ASPV 
hat sich in der Vergangenheit mehrfach 
kritisch dazu geäussert. Nun scheint zu-
mindest etwas Bewegung in die Sache 
zu kommen. Auch der Regierungsrat 
sieht nun in vier Bereichen Handlungs-
bedarf und schlägt daher Anpassungen 
vor.

Der Kanton Aargau hat dazu folgendes auf 
seiner Webpage geschrieben: «Die steigende
Lebenserwartung und die schwierige Lage 
an den Kapitalmärkten erhöhen den Re-
formdruck auf die berufl iche Vorsorge. Dies 
führt generell zu sinkenden Umwandlungs-
sätzen und damit zu tieferen Renten. So 

gab auch die Aargauische Pensionskasse 
(APK) 2020 die erneute Senkung des Um-
wandlungssatzes von 5,3% auf 5,0% be-
kannt. Ziel der Vorlage ist es, ein übermäs-
siges Absinken der Renten zu verhindern. 
Zudem sollen im Pensionskassendekret
neu Massnahmen bei Unterdeckung defi -
niert werden. Weiter sollen der Nachvollzug 
und die Umsetzung von Bundesrecht erfol-
gen.

Kurzbeschrieb
Die erwähnten Schwierigkeiten in der
berufl ichen Vorsorge sowie spezifi sche
Herausforderungen der APK haben den 
Regierungsrat bewogen, eine umfassende 
Auslegeordnung vorzunehmen. Der Regie-
rungsrat sieht auf Basis dieser Prüfung in 

vier Bereichen Handlungsbedarf und 
schlägt daher folgende Anpassungen vor.

Abfederungsmassnahmen mit 
Leistungsziel 60%
Als Folge der Senkungen des Umwand-
lungssatzes durch den Vorstand der APK 
reduziert sich das planmässige Leistungs-
niveau von 65% (2018) auf neu 55% (ab 
2024) des versicherten Lohnes. Damit wird 
das aus der Bundesverfassung abgeleitete 
Vorsorgeziel von 60% aus 1. und 2. Säule 
im Durchschnitt nicht mehr erreicht. Der 
Regierungsrat möchte diese Absenkung im 
Vorsorgeplan des Kantons abfedern und 
schlägt verschiedene Massnahmen vor. So 
ist neu ein planmässiges Leistungsziel von 
60% des versicherten Lohns vorgesehen. Um 
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dieses Ziel zu erreichen, sollen die Sparbei-
träge anteilsmässig erhöht werden. Weiter 
schlägt der Regierungsrat eine Einmalein-
lage für Personen 50+ sowie eine Anpas-
sung des Koordinationsabzugs vor. Mit 
Letzterem sollen auch sozialpolitische Ziele 
verfolgt und Angestellte mit tiefen Löhnen 
besser versichert werden.

Defi nierung der Eckwerte für Mass-
nahmen bei Unterdeckung
Im Falle einer Unterdeckung verpfl ichtet 
das BVG die Vorsorgeeinrichtungen, Mass-
nahmen zu deren Behebung zu ergreifen. 
Das bis anhin gültige Sanierungskonzept 
der APK zielte einseitig auf Minderverzin-
sungen zulasten der Versicherten ab. Auf 
Empfehlung der Expertin für die berufl iche 
Vorsorge möchte der Vorstand das Konzept 
überarbeiten. Neu sollen die Grundzüge 
der Sanierungsmassnahmen im Pensions-
kassendekret festgehalten werden, was die 
Planungssicherheit für den Kanton erhöht. 
Neben der Erhebung von Sparbeiträgen soll 
das Instrument der Minderverzinsung ge-
genüber dem BVG-Mindestzinssatz als 
Massnahme festgelegt werden. Zurzeit liegt 
der Deckungsgrad der APK über 100 Pro-
zent. Damit besteht kein Sanierungsbedarf.

Umsetzung Motion 20.123
Am 16. März 2021 überwies der Grosse Rat 
die Motion 20.123 und beauftragte den 

Regierungsrat, die in § 20 Abs. 5 des Pen-
sionskassendekrets defi nierte zeitliche Be-
fristung der Arbeitgeberbeitragsreserve 
(AGBR) zur Absicherung der Wertschwan-
kungsreserve von 20 Jahren aufzuheben. 
Die inzwischen festgestellte Bundesrechts-
widrigkeit verhindert die Umsetzung von 
Motion 20.123, da die Massnahmen zeitlich 
zu befristen sind. Infolge der Überschrei-
tung der ordentlichen Sanierungsdauer 
nach Bundesrecht sollen die Bestimmungen 
in § 20 Pensionskassendekret aufgehoben 
werden.

Weiterer rechtlicher Anpassungs-
bedarf infolge Weiterentwicklung, 
übergeordneter Vorgaben oder auf-
grund veralteter Bestimmungen
Im Rahmen der Überarbeitung der gesetz-
lichen Bestimmungen hat sich weiterer 
Handlungsbedarf im Pensionskassendekret 
herauskristallisiert. So wird vorgeschlagen, 
Detailregelungen im Bereich Risiko (Vor-
sorgeplan Kanton) sowie zur Wahl der Ver-
tretung der Arbeitgebenden im Vorstand 
neu in den Reglementen der APK fest-
zulegen. Zudem sind Bestimmungen im 
Organisationsgesetz und im Pensionskas-
sendekret aufgrund veralteter oder im
Widerspruch zu den geltenden bundesge-
setzlichen Vorgaben stehenden Regelungen 
anzupassen. «Der Regierungsrat ist über-
zeugt, mit den vorgeschlagenen Mass-

nahmen solide und moderne Rahmenbe-
dingungen für die kantonale Pensionskas-
se zu schaffen, die Planungssicherheit für 
den Kanton zu erhöhen und damit die 
berufl iche Vorsorge für die Versicherten 
künftig zu sichern.»

Weitere Details dazu wurden auf der Inter-
netseite des Kantons aufgeschaltet.

Der ASPV steht bereits mit den anderen 
Personalverbänden im Austausch und wird 
nach kritischer Prüfung der Vorlage an der 
Anhörung seine Meinung kundtun. Nutzen 
auch Sie als Privatperson die Gelegenheit 
und nehmen ebenfalls an der Anhörung 
teil. Jede Meinung zählt! Die Anhörungs-
frist läuft noch bis am 3. Juni 2022.

UNSERE VERTRAGSPARTNER

Weitere Informationen 

zu unseren Vertragspartnern fi nden Sie auf 
www.oeffentlichespersonal.ch
Rubrik «Dienstleistungen»
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Einladung zur Hauptversammlung 2022

Dienstag, 5. Juli 2022, 17.30 Uhr 

im Hotel Kreuz, Zeughausgasse 41, Bern

STADT BERN
Personalverband der Stadt Bern

Simon Bühler 
Präsident

Traktanden:

1.	 Protokoll der Hauptversammlung 
vom 29. Juni 2021

2.	 Jahresbericht 2021

3.	 Standespolitik / aktuelle Themen 

4.	 Rechnungsablage 2021

5.	 Revisionsbericht / Entlastung des 
Vorstandes

Anmeldetalon
zur Teilnahme an der Hauptversammlung des Personalverbands der Stadt Bern 
vom Dienstag, 5. Juli 2022, 17.30 Uhr 
im Hotel Kreuz an der Zeughausgasse 41 in Bern

Vorname / Name:

Strasse:

PLZ / Ort:

Teilnahme mit Essen:	 ❏ 

Teilnahme ohne Essen:	 ❏

Anmeldungen bis spätestens 
28. Juni 2022 an:

Werner Wirth
Bahnweg 4
3125 Toffen

oder per E-Mail an:

werner.wirth@toffenonline.ch

6.	 Budget 2022

7.	 Wahlen

8.	 Ehrungen

9.	 Verschiedenes / Wortmeldungen

10.	 Gemeinsamer Imbiss

Der Präsident Simon Bühler
und der Vorstand

STADT BERN

AZB CH-5400 Baden
P.P./Journal
Post CH AG
ZV Info


